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Bündnis 90/ 
DIE GRÜNEN 

 Fraktionsgeschäftsstelle: 

Bahnstraße 50 

45468 Mülheim an der Ruhr 

Telefon: 0208 / 47 92 41 

Telefax: 0208 / 47 96 68 

E-Mail: gruene-fraktion@stadt-mh.de 

 

 Fraktion im Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr 

 Fraktion in der Bezirksvertretung 1 oder 3 

 

Anfrage 
 

Nr.: A 10/0264-01 

gemäß § 10 der Geschäftsordnung öffentlich 
 

Datum: 23.03.2010  Postversand:       
 
Empfänger: 

 Frau Oberbürgermeisterin Mühlenfeld 

 Herrn Vorsitzenden Johannes Gliem des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

 Frau / Herrn Bezirksbürgermeister/in Name der Bezirksvertretung 1, 2 oder 3 

  nachrichtlich Frau Oberbürgermeisterin Mühlenfeld 

 
Beratungsfolge: 

Status:* Datum: Gremium: Berichterstattung: 

Ö 06.05.2010 Sozialausschuss Eva Weber 

* Beratungsstatus des jeweiligen Gremiums: Ö = öffentliche Beratung / N = nichtöffentliche Beratung 

 
Auswirkung der Haushaltssperre des Bundes bei den Verwaltungskosten 

und Leistungen zur Eingliederung in Arbeit in der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende auf Mülheim an der Ruhr 

 

Anfrage: 

 

1. In welchem Umfang machen sich die Sperren im Bundeshaushalt bei den Verwal-

tungskosten und den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit bei den Zuweisungen an 

Mülheim als Optionskommune bemerkbar? 

2. Welche Auswirkung hat dies auf die Personalsituation und die aktive Arbeitsmarktpo-

litik der Sozialagentur, falls die Sperren nicht zeitnah oder gar nicht aufgehoben 

werden? 

 

Begründung: 

 

Die Abgeordneten von CDU/CSU und FDP haben mit der Verabschiedung des Bundeshaus-

haltes 2010 eine Sperre in Höhe von 300 Millionen Euro bei den Verwaltungskosten für die 
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Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende und eine weitere Sperre in Höhe von 

600 Millionen bei den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit für Arbeitsuchende beschlos-

sen. Nach einem Vermerk der Bundesagentur für Arbeit können diese Sperren zur Folge ha-

ben, dass rund 100 Jobcenter und Optionskommunen ab Mitte 2010 handlungsunfähig sind 

und dass bis zu 10.000 Stellen bei Beratung und Vermittlung bedroht sind.  

 

Thomas Behrendt  

Fraktionssprecher 

 

 

 

 

 


